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nhalt. 

Etwas über unſere Geburtsmatriken. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Löſchung von Amtswegen einer vorſchriftswidrig erfolgten Vormerkung der Legi⸗ 
timation per matrimonium subsequens in der Geburtsmatrikel. Caſſirung 
einer auf einer ſolchen Vormerkung baſirten Heimatsentſcheidung. 

Nach 8199 d St. G. iſt die Fälſchung eines Puncirungszeichens nicht zu ſtrafen, 
wenn blos das Aufſichtsrecht des Staates geſchädigt werden ſollte. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Etwas über unſere Geburtsmatriken. 


Bekanntlich unterſcheidet ſich unſer Matrikenweſen von jenem der 
meiſten Nachbarſtaaten dadurch, daß es in der Regel confeſſionellen 
Functionären als confeſſionelle Angelegenheit anvertraut iſt. 

Die Vorſchriften hinſichtlich der Matrikenführung über die ſo⸗ 
genannten „Conſeſſionsloſen“ ſind, als in der Natur der Sache gelegen, 
eigentlich gar nicht als Ausnahme zu betrachten. 

Die Begründung dieſes confeſſionellen Charakters unſeres Matriken⸗ 
weſens, oder eigentlich, beſſer geſagt, der Adoptirung der confeſſionellen 
Matriken für den weltlichen Gebrauch kann in dem Umſtande geſunden 
werden, daß die Religionsverſchiedenheit auch eine Verſchiedenheit vieler 
wichtiger Rechte, Rechtsbeſchränkungen und Pflichten für die Angehörigen 
der einzelnen Confeſſionen bedingt, auf deren Geltendmachung der Staat 
einen bald mitwirkenden, bald entſcheidenden Einfluß ausübt, deſſen Ein⸗ 
tritt und Umfang wieder durch die Zugehörigkeit zu den einzelnen 
Conſeſſionen näher beſtimmt iſt, worüber beweiskräftige Auskunft zu 
geben, eben deren Regiſter zunächſt geeignet erſcheinen. 

Andererſeits iſt aber nicht zu verkennen, daß die überwiegende 
Mehrzahl der Wechſelbeziehungen zwiſchen Staat und Individuum von 
der Confeſſion des Letzteren vollſtändig unabhängig iſt. 

Es iſt deswegen gewiß nothwendig, daß jene Ereigniſſe, welche 


Augenmerk zugewendet worden iſt, was die vielfachen, darüber erfloſſenen 
allgemeinen und Partikular⸗Vorſchriften beweiſen (. Geller, öſterr. 
Verwaltungs⸗Geſetze II. Band, pag 461 ff.). 

Alle erdenklichen Vorſichten zur ſicheren Erforſchung der bei der 
Geburt eines Individuums in Betracht kommenden Momente erſcheinen 
angewendet, nur zur Sicherſtellung deſſen, daß der confeffinnelle Geburts⸗ 
matrikenführer in die Kenntniß einer im Kreiſe ſeiner Cultusgemeinde 
erſolgten Geburt auch wirklich gelange, mangelt eine allgemein verbind- 
liche poſitive Norm, ſo daß die Frage offen geblieben iſt, ob und wann 
ein innerhalb einer Cultusgemeinde eingetretener Geburtsfall dem 
Matrikenführer zur Kenntniß gebracht werden muß. 

Eine Vorſorge in dieſer Beziehung iſt nur für die Judenmatriken 
in Böhmen mit dem Hofdecrete vom 3. November 1843, für jene in 
Galizien und in der Bukowina durch die Miniſterial⸗Erläſſe vom 
15. März 1875, reſp. 3. Juli 1878, ſowie in neueſter Zeit für die 
Geburtsregiſter der Altkatholiken durch die Miniſterial⸗Verordnung vom 
8. November 1877, R. G Bl. Nr. 100, getroffen — alle übrigen 
Judengemeinden, ſowie alle übrigen anerkannten Confeſſionen, worunter 
die den weitaus größten Theil der Bevölkerung unſerer Reichshälfte 
umfaſſende katholiſche Religionsgemeinſchaft, entbehren aber einer ſolchen 
Vorkehrung. 

Die Folge dieſes Mangels iſt, daß es im Allgemeinen von dem 
Belieben der Eltern, beziehungsweiſe Obſorger neugeborener Kinder ab⸗ 
hängt, wann ſie dieſelben ihrer Confeſſion einverleiben und ſo in ſtaat⸗ 
liche Evidenz ſtellen wollen. 

Ja, es iſt ſogar nicht ausgeſchloſſen, daß ſich die vollſtändige 
Unterlaſſung dieſer Evidentſtelluug ereignen kann. Thatſächlich kommt 
es vor, daß chriſtliche Eltern es viele Monate — auch Jahre lang 
unterlaſſen, ihre Kinder taufen zu laſſen, in Folge deſſen dieſelben auch 
in der kirchlichen (mit den Geburtsregiſtern identiſchen) Taufbüchern nicht 
zur Eintragung gelangen, ſohin außer aller Evidenz ſtehen. 

Analoge Unterlaſſungen der rituellen Einverleibung neugeborener 
Kinder in ihre Eultusgemeinde können ſich begreiflicherweiſe bei allen 
Conſeſſionen ereignen. Wenngleich bis jetzt ſolche Unterlaſſungen nur 


durch die Matriken beurkundet werden follen, unverzögert zur Verzeich⸗ vereinzelt vorkommen und auf die großen Städte beſchränkt fein dürften, 
nung gelangen, wenn auch der Anlaß hiezu nach dem Ritus der Con⸗ | fo bilden fie doch eine Erſcheinung, die gewiß einer erniten Beachtung 


feſſion Desjenigen, an welchem ſie 
gegeben ſein ſollte. 

Von den hauptſächlichſten Ereigniſſen, deren Verzeichnung den 
Inhalt der Matriken bildet, nämlich der Geburt, der Trauung und 


dem Tode, fällt, abgeſehen von Ausnahmen, für welche durch ſpecielle 
Vorſchriften vorgeſorgt iſt, bei der Trauung und bei dem Tode der rituelle 


Anlaß zur Matrikulirung mit dem thatſächlichen zuſammen. 


Hinſichtlich dieſer beiden Momente erfüllt alſo unſer Matriken⸗ 


ſyſtem ſeinen Zweck ſowohl in confeſſioneller als in weltlicher Hinſicht. 


Leider kann aber nicht das Gleiche von den Geburten behauptet 


werden, obſchon der Matrikulirung gerade dieſer ſtets ein beſonderes 


ſich vollzogen haben, noch nicht 


werth iſt, und dies um ſo mehr, als dagegen nur eine ſehr precäre 
Remedur zu Gebote ſteht und dieſe überdies in das heikle Gebiet der 
internen Religionsſatzungen hinübergreift. 

Als eine Vorkehrung ſolcher Art kann zwar allerdings angeſehen 
werden der $ 10 der Hebammeninſtruction vom 4. Juni 1881, 
R. G. Bl. Nr. 54, welcher lautet: „Die Hebamme hat dafür zu 
ſorgen, daß jede Geburt eines Kindes, bei welcher ſie Hilfe geleiſtet hat, 
behufs Eintragung in die Geburtsregiſter rechtzeitig angezeigt werde.“ 
Allein ſchon die oberflächliche Betrachtung des Wortlautes dieſer Beſtim⸗ 
mung zeigt, wie wenig dieſelbe die Erreichung des in Rede ſtehenden 


Zweckes garantirt. 


Schon der Ausdruck „zu ſorgen“ iſt offenbar viel zu dehnbar, 


als daß er die Hebamme nicht außer Obligo ſtellen konnte, ſobald ihr 
ſeitens eines Hausgenoſſen der Kindesmutter die Verſicherung gegeben wird, 


daß die Geburtsanzeige bereits erſtattet worden ſei. Außerdem aber ſetzt 


die Erfüllung dieſer der Hebamme aufgetragenen Obſorgepflicht, ſofern letz⸗ 
tere ihr durch perſönliche Anzeige entſprechen wollte, auch voraus, daß ſie 
in ſicherer Kenntniß davon iſt, zu welcher Confeſſion ſich die Eltern 
des neugeborenen Kindes bekennen, beziehungsweiſe welcher Confeſſion 
dasſelbe geſetzlich anzugehören haben wird, um ſich an den richtigen 
Matrikenführer wenden zu können — Prämiſſen, welche augenſcheinlich 
ganz außerhalb ſowohl der Aufgabe einer Hebamme, als auch ihrer 
Beurtheilungsfähigkeit gelegen find. Ebenſo wenig können die im 8 19 
der obbezogenen Inſtruction und im § 10 des Anhanges dazu erwähu⸗ 
ten Tagebücher und Geburtstabellen als ein ausreichendes Surrogat für 
die ordentlichen Geburtsmatriken angeſehen werden, und zwar ſchon des— 
wegen, weil deren Führung nur ſacultativ iſt. 

Abgeſehen übrigens von allen dem, darf auch nicht vergeſſen 
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Aus den oben citirten Entſcheidungen des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes ergibt ſich, daß das Poſtulat der Staatsverwaltung, dahin lautend, 
daß jedes Kind irgend einer Confefſion angehören müſſe, ſich auf die 
im allg. bürgerl. Geſetzbuche und im Reichs⸗Volksſchulgeſetze enthaltene 
Forderung des Religionsunterrichtes ſtützt. 

In welcher ſpeciellen Religion ein Kind zu unterrichten ſei, beſtimmt 
das Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 48, und daß es 
ſolchen Unterricht auch wirklich genieße, beſorgen die Schulgeſetze durch 
die Einführung der Schulpflicht, in welchen auch, durch die Normirung 
des ſchulpflichtigen Alters, feſtgeſetzt erſcheint, wann derſelbe zu be⸗ 
ginnen hat. 

Durch die Schulgeſetze iſt alſo mit dem Zeitpunkte des Eintrittes 
eines Kindes in das ſchulpflichtige Alter zweifellos auch der Beit- 
punkt gegeben, von welchem an die Staatsverwaltung mitzu— 
wirken hat, daß dasſelbe den Unterricht in jener Religion erhalte, 
welcher es gemäß dem Geſetze vom 25. Mai 1868 anzugehören hat, 
| und es hat zugleich ebenſo zweifellos von dieſem Zeitpunkte 


werden, daß, und zwar hauptſächlich bei den chriſtlichen Confeſſionen, an die Mitwirkung der Staatsverwaltung auch darauf 
die Matrikulirung der Geburt, wie ſchon Eingangs erwähnt, erſt gerichtet zu ſein, daß das Kind wirklich ein Angehöriger der betreffenden 
mit dem rituellen Eintritte in die Cultusgemeinde, reſpective Religions- Religionsgeſellſchaſt geworden ſei, weil es ja ſonſt des entſprechenden, 


genoſſenſchaft, erfolgt, daß mithin die bloßen Anmeldungen von Geburten 
nach der gegenwärtigen Einrichtung der Matriken im beſten Falle private 
Vormerkungen des Matrikenführers, keineswegs aber die ordentlichen 
Eintragungen in dieſelben zur Folge haben können. 

Einen anderen Behelf im Gegenſtande der Frage erblickt die 
Praxis in den Beſtimmungen der Artikel I-—IIT des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 48, unter Beziehung auf den § 139 
a. b. G. B, ſowie auf das Reichs⸗Volksſchulgeſetz vom 14. Mai 1869, 


durch das allg. bürgerliche Geſetzbuch und die Schulgeſetze vorgeſchriebenen 
Religionsunterrichtes gar nicht theilhaftig werden könnte. 

Mit dem Eintritte eines Kindes in das ſchulpflichtige Alter 
erſcheint ſomit die Anwendbarkeit der vorbezogenen Geſetze in Abſicht 
auf den Zwang zur Herbeiführung ſeiner confefſionellen Mitgliedſchaft 
erſt zweifellos, noch nicht aber in einem früheren Zeitpunkte, weil eben 
vor dem Eintritte eines Kindes in die Schulpflicht von der Heran⸗ 
ziehung desſelben zu irgend einem Unterrichte, alſo auch zum Religions- 


R. G. Bl. Nr. 62, und unter Anwendung der kaiſerlichen Verordnung unterrichte, geſetzlich noch keine Rede iſt, mithin die darauf abzielenden 
vom 20. April 1854, R G. Bl. Nr. 96. Dieſe Geſetze hat auch Beſtimmungen der Schulgeſetze auch noch nicht anwendbar ſind, das 
der Verwaltungsgerichtshof ſchon in wiederholten Entſcheidungen (Nr. 69, Geſetz vom 25. Mai 1868 aber über den Zeitpunkt des Eintrittes 
568, 1815 der Sammlung) in Anwendung gebracht, doch nur in eines Kindes in ſeine durch den Artikel I beſtimmte Religionsgeſellſchaft 
der Frage, welcher Confeſſion ein Kind anzugehören, nicht aber, keine Vorſchrift enthält, weshalb auch eine diesfällige behördliche 
in welchem Zeitpunkte der formelle Eintritt desſelben in feine Execution nicht eintreten kann. Deßwegen dürfte auch der früher er- 
Religionsgeſellſchaft zu geſchehen habe, ſo daß alſo dabei über die in | wähnte, mittelſt der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 ausgeübte 
dieſem Aufſatze behandelte Frage eine principielle Entſcheidung in höchſter Zwang vor dem Eintritte eines Kindes in das ſchulpflichtige Alter 
adminiſtrativer Inſtanz noch nicht erfolgt iſt. geſetzlich nicht begründet ſein. 

Vielfach findet dieſe Frage in der Weiſe eine Löſung, daß auf Dieſe Anſchauung kann durch den Inhalt des Artikels III des 
Grund der eben bezogenen Geſetze ſolchen Eltern, welche ihre Kinder Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, hinſichtlich der der 
ihrer Cultusgemeinde formell einzuverleiben unterlaſſen, ſobald dieſe Staatsverwaltung zum Vollzuge der in den Artikeln I und II ent⸗ 
Unterlaſſung zur Kenntniß der politiſchen Behörde (J. Inſtanz) gelangt, haltenen Vorſchriften obliegenden Executive kaum alterirt werden, weil 
von der letzteren die Erfüllung der Einverleibung, z. B der Taufe, | ſich dieſelbe blos auf Fälle von „Verletzungen“ eben dieſer Vorſchriften 
binnen einer gewiſſen Friſt unter Strafandrohung gemäß der kaiferlichen zu beziehen hat, welche aber durch die Unterlafſung der rituellen Ein- 
Verordnung vom 20. April 1854 aufgetragen, die Befolgung des | verleibung eines Kindes in eine Religionsgenoſſenſchaft gar nicht verletzt 
Auftrages durch Verhängung der angedrohten Strafen erzwungen und werden können. 
ſo die Matrikulirung des Kindes herbeigeführt wird. Endlich iſt auch nicht unerwähnt zu laſſen, daß von den in 

Doch Scheint es, daß in ſolchen ſpeciellen Fällen für die Behörden Betracht kommenden chriſtlichen Culten insbeſondere die katholiſche Kirche 
nur Rückſichten der Religionspolizei vorwalten und die Vervollſtändigung ſelbſt keinerlei Beſtimmung darüber enthält, in welchem Lebensalter 
der Matriken nur ungeahnt und ohne darauf gerichtete Abſicht mitbeſorgt ein neugeborenes Kind durch die Taufe in ihren Schooß aufgenommen 
wird. Wie dem auch ſei, ſo entſteht dabei die weitere Frage, ob der werden ſoll. 

Staatsverwaltung wirklich mit der Geburt eines Kindes ſofort das Iſt nun dieſe hier vertretene Anſchauung der Sache, deren 
Recht erwachſe, auch deſſen ſofortige ſormelle Einverleibung in die Studium hiemit angeregt ſein möge, richtig, ſo iſt desgleichen der 


Religionsgenoſſenſchaft, welcher es geſetzlich anzugehören hat, zu ver- 


langen, beziehungsweiſe zu erzwingen. 

In dieſer Hinſicht dürfte wohl jener Grundſatz analog maßgebend 
ſein, welchen das Miniſterium für Cultus und Unterricht in einem 
ſpeciellen Falle, in welchem es ſich um die Geltendmachung des Rechtes 
der vertragsmäßigen Beſtimmung der Religion eines Kindes handelte, 
aufgeſtellt hat: „daß die Staatsverwaltung zur Beſchränkung der väter⸗ 


daraus gezogene Schluß gerechtfertigt, daß auch durch die aus den 
eitirten Geſetzen abzuleitende Vorſorge der Staatsverwaltung für die 
Einverleibung der Kinder in die ihnen beſtimmten Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaften, alſo überhaupt de lege lata, keine ſichere Handhabe zur 
Erhaltung einer currenten Vollſtändigkeit der individuellen Evident⸗ 
haltung der Geburten geboten iſt, daß es daher wünſchenswerth erſcheint, 
dieſelbe in anderer Weiſe — lege ferenda — zu ſichern. Dr. R. 


lichen Gewalt in Sachen der Erziehung der Kinder erſt dann mit⸗ 
zuwirken berufen ſei, wenn für dieſe Mitwirkung eine keinem Zweifel 
Raum laſſende geſetzliche Beſtimmung ſich geltend machen läßt“ (Zeitſchr. 
f. Verw. 1872, pag. 188). | 
Dieſem Grundſatze nach, und ein anderer läßt ſich aus unſeren 
gedachten Geſetzen kaum abſtrahiren, iſt auch bei den Fragen über die Löſehung von Amtswegen einer vorſchriftswidrig erfolgten Vor⸗ 
Zugehörigkeit der Kinder zu einer Religionsgeſellſchaft das Moment der merkung der Legitimation per matrimonium subsequeus in der 
Erziehung als der Beweggrund der Mitwirkung der Staatsverwaltung, Geburtsmatrikel. Caſſirung einer auf einer ſolchen Vormerkung 
die Mitwirkung ſelbſt jedoch als von der Vorausſetzung einer darauf bafleten Heimatsentſcheidung. 
bezüglichen zweifelloſen Geſetzesbeſtimmung abhängig zu betrachten. Mit Beſcheid vom 18. Jänner 1881, Z. 401, hat die k. k. Bezirks⸗ 
Zu unterſuchen wäre nun, welchen Einfluß dieſer Grundſatz auf hauptmannſchaſt in K. der Gemeinde N. ein mit den Eheleuten Anton 
die Einverleibung der Kinder in ihre Religionsgenoſſenſchaften ausübt. und Roſalia R. aufgenommenes Protokoll mit der Aufforderung zu⸗ 


Mittheilungen aus der Praris. 


gemittelt, nunmehr nach erfolgter Legitimation der Kinder Maria und 
Mathias R. die Zuſtändigkeit derſelben anzuerkennen. 

Ueber dieſen Erlaß der Bezirkshauptmannſchaſt brachte der Ge⸗ 
meindevorſteher von N. am 24. März 1882 direct bei der k. k. Statt⸗ 
halterei eine Eingabe ein, in welcher behauptet wurde, daß die in Frage 
ſtehenden Kinder Mathias und Maria R. von der Roſalia W., nun⸗ 
mehr verehelichten R. außer der Ehe geboren wurden und daß deren 
Vater eine vom nunmehrigen Gatten der Obgenannten verſchiedenartige 
Perſönlichkeit geweſen ſei, ſo daß die per matrimonium subsequens 
erfolgte Legitimation dieſer Kinder als erſchlichen angeſehen werden 
müſſe. Da dieſe Kinder als uneheliche anzuſehen ſeien, ſo hätten die⸗ 
ſelben auf Grund des 8 6 des Heimatsgeſetzes der Heimatszuſtändigkeit 
ihrer unehelichen Mutter zu ſolgen. 

Zugleich wurde von der Gemeinde die Bitte geſtellt, die Statt⸗ 
halterei wolle den Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft K. vom 18. Jänner 
1881, Z. 401, ſiſtiren und die Legitimation der in Frage ſtehenden 
Kinder als ungiltig erklären. 

Aus den bei den Pfarrämtern in L. und S. unterm 22. Fe⸗ 
bruar 1874 und 5. Jänner 1879 aufgenommenen Protokollen geht 
hervor, daß das Ehepaar R. ſich wegen der Durchführung der Legitima⸗ 
tion der außer der Ehe geborenen Kinder Maria und Mathias W. 
(per mat imonium subsequens) an die genannten Pfarrämter gewandt 
hatte und ſodann über Vermittlung derſelben ſeitens der Pfarrämter 
in T. und D. die angeſuchte Berichtigung der Geburts⸗ und Taufbücher, 
d. i. die Eintragung des Anton R. als Vater der genannten unehelichen 
Kinder, in den bezüglichen Geburtsmatriken vorgenommen worden iſt. 

Die k. k. Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 9. Juni 
1882, 3. 5407, dem Anſuchen der Gemeinde N. vom 24. März 
1882, 8. 147, um Behebung des bezogenen Beſcheides der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft K. wegen verſpäteter Ueberreichung dieſer Eingabe keine 
Folge gegeben und zugleich erklärt, der weiteren Bitte dieſer Gemeinde 
um Ungiltigkeitserklärung der bei den Pfarrämtern T. und D. in den 
Geburtsmatriken erfolgten Anmerkung der Legitimation der gedachten 
zwei Kinder per ınatrimonium subsequens nicht willfahren zu können, 
da dieſe Amtshandlungen ordnungsmäßig und im vollen Einklange mit 
der Miniſterialverordnung vom 12. September 1868, 3. 3649, M. J., 
vollzogen worden ſeien. Jedoch wurde ſeitens der Statthalterei der 
Gemeindevorſtehung N., weil dieſelbe Grund zur Annahme zu haben 
glaubte, daß die fraglichen pfarrämtlichen Acte durch falſche Angaben 
erſchlichen ſeien, freigeſtellt, die Sache bei dem competenten k. k. Straf⸗ 
gerichte anhängig zu machen. 

In Folge deſſen wurde von Seite der Gemeindevorſtehung N. die 
ſtrafgerichtliche Unterſuchung wider Anton und Rojalia R. bei dem 
k. k. Bezirksgerichte K veranlaßt. Dieſes Bezirksgericht hat jedoch mit 
dem Beſchluſſe vom 25. Juli 1882, Z. 720, das Strafverfahren 
gegen die Genannten aus Rückſichten der bereits eingetretenen Verjährung 
der Strafbarkeit der That eingeſtellt und wurde dieſer Beſchluß vom 
k. k. Landesgerichte in L. laut des Decretes vom 10. Auguſt 1882, 
Z. 6199, beſtätigt. 

Die Gemeindevorſtehung N. hat ſonach gegen die obenerwähnte 
Statthalterei⸗Entſcheidung vom 9. Juni 1882, Z. 5407, eine Vor⸗ 
ſtellung beim Miniſterium des Innern eingebracht und unter Hinweiſung 
auf die gegen die Vaterſchaft des Anton R. ſprechenden Umſtände, ins⸗ 
befondere auf die von beiden Eltern vor dem k. k. Strafgerichte dies⸗ 
falls abgegebenen Erklärungen, welche im Widerſpruche mit den von 
denſelben früher bei den Pfarrämtern abgelegten Erklärungen ſtehen, 
um neuerliche Feſtſtellung der Zuſtändigkeit der Kinder Maria und 
Mathias R. gebeten. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat am 7. November 1883, 
8. 13.197, nachfolgend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet über die Vorſtellung der 
Gemeinde N. vom 5. Mai 1883, Z. 174, die Entſcheidung der k. k. 
Statthalterei vom 9. Juni 1882, Z. 5407, vom Amtswegen in Gänze 
zu beheben. 

Belangend die von der k. k. Statthalterei verweigerte Matriken⸗ 
berichtigung findet das Miniſterium zu erkennen, daß der von den 
Pfarrämtern T. und D. befolgte Vorgang bei der Durchführung der 
Legitimation der von Roſalia W. in den Jahren 1865 und 1868 
unehelich geborenen Kinder Maria und Mathias in den Geburtsmatriken 
vorſchriftswidrig geweſen und die ganze Legitimationsvormerkung illegal 
erfolgt iſt. 
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Die Illegalität dieſer Vormerkungen beruht auf nachſtehender 
Begründung: 

Nach dem Patente vom 16. October 1787 (J. G. S. Nr. 733), 
nach dem § 164 des allg. bürg. Geſetzbuches und nach der mit Hof- 
kanzleidecret vom 21. October 1813, Z. 16.350, für die Geburtsbuch⸗ 
führer hinausgegebenen Inſtruction — auf welche Vorſchriften ſämmtliche 
Landesbehörden in der Miniſterialverordnung vom 12. September 
1868, 3. 3649, ausdrücklich aufmerkſam gemacht wurden — find die 
Führer der Geburtsbücher blos berechtigt, den von der unverehelichten 
Mutter angegebenen unehelichen Vater unter Beobachtung der in bezo- 
genen Vorſchriften bezeichneten Vorſichten in das Geburtsbuch einzutragen. 
Die citirte Inſtruction ſchreibt aber ausdrücklich vor, daß der von der 
Kindesmutter angeführte uneheliche Vater in das Taufbuch durchaus 
nicht eingetragen werden darf, wenn er nicht ſelbſt (perſönlich) mit zwei 
Zeugen bei dem Seelſorger erſcheint und die Eintragung ſeines Namens 
als Vater des Kindes in das Geburtsbuch verlangt. 

Der beſchriebene und den geltenden Vorſchriften zufolge unerläß⸗ 
liche Vorgang wurde bei der Legitimation der R.ſchen Kinder Seitens 
der Geburtsmatrikenführer in T. und D. nicht befolgt, ſondern die 
Berichtigung der betreffenden Taufbücher auf Grund der bei den Pfarr⸗ 
ämtern L. und S. aufgenommenen Legitimationsprotokolle vorgenommen. 

Die k. k. Statthalterei wird demnach angewieſen, die Löſchung 
der in den Geburtsmatriken der Pfarrämter T. und D. bewirkten — 
übrigens im vollen Widerſpruche mit den bei der ſpäter durchgeführten 
Straſverhandlung erfolgten Ausſagen der Eheleute R. ſtehenden — 
Legitimationsvormerkungen unter Berufung auf den vorliegenden Erlaß 
zu veranlaſſen. 

Das Pfarramt T. iſt übrigens auch darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die in das Taufbuch aufgenommene Anmerkung der erfolgten 
Legitimation des wichtigſten Inhaltes, nämlich der Berufung auf die 
vom Stadtpfarramte S. zu Protokoll genommenene Vaterſchaftserklärung, 
entbehrt. 

Da ſonach die Vorausſetzung, unter welcher die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft K. mit dem Beſcheide vom 18. Jänner 1881, 3. 401, welcher 
übrigens wegen ſeiner Formloſigkeit nicht als eine Entſcheidung über das 
Heimatsrecht anzuſehen geweſen wäre, die Gemeinde N. zur Anerkennung 
des Heimatsrechtes der Kinder des Anton und der Roſalia R. aufforderte, 
weggefallen iſt und die Entſcheidung der k. k. Statthalterei vom 9. Juni 
1882, 3. 5487, mittelſt deren die gegen den erwähnten Beſcheid der 
erſten Inſtanz gerichtete Eingabe der Gemeinde N., inſoweit er das 
Heimatsrecht betraf, als verſpätet eingebrachter Recurs zurückgewieſen 
wurde, unter den obwaltenden Verhältniſſen der Grundlage entbehrt, 
muß ſowohl der bezogene Beſcheid der erſten Inſtanz als auch die 
bezogene Entſcheidung der zweiten Inſtanz in der gedachten Beziehung 
aufgehoben werden und wird die k. k. Statthalterei angewiefen, über 
das Heimatsrecht der mehrgedachten Kinder nunmehr die neuerliche 
inſtanzmäßige Amtshandlung zu veranlaſſen.“ K. 


Nach § 199 d St. G. iſt die Fälſchung eines Puncirungszeichens 
nicht zu ſtrafen, wenn blos das Aufſichtsrecht des Staates ge- 
ſchädigt werden ſollte. 

Die von der Staatsanwaltſchaft erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Wien vom 5. Jänner 1884, 
3. 45.926, wurde vom k. k. oberſten Gerichts⸗ als Caſſationshofe mit 
Entſcheidung vom 21. März 1884, Z. 1031, verworfen aus folgen⸗ 
den Gründen: 

Nach Maßgabe der thatſächlichen Feſtſtellungen in den Gründen 
des angefochtenen Erkenntniſſes fällt dem Gold⸗ und Silberarbeiter 
Hermann R. zur Laſt, daß er vier ſilberne Brochen, welchen die An— 
klage den vorſchriftsmäßigen Feingehalt zugeſteht, mit einem nachgemachten 
Puncirungszeichen verſehen hat. Das Erkenntnißgericht hat in dieſer 
Handlung eine Verletzung des dem Staate zuſtehenden Auſſichtsrechtes 
erblickt, eine betrügeriſche Abſicht an Seite des Angeklagten jedoch aus⸗ 
geſchloſſen und daher dieſen von der Anklage des Verbrechens des 
Betruges im Sinne der SS 197 und 199, lit. d freigeſprochen und 
nur der Uebertretung des § 320, lit. f St. G. ſchuldig erkannt. Gegen 
jene Freiſprechung iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft 
gerichtet, welche auf Z. 9, lit. a (richtig Z. 10) des § 281 St. P. O. 
geſtützt und dahin ausgeführt wird, daß der Angeklagte nach der Straf⸗ 
beſtimmung des § 199, lit. d St. G. zu behandeln war, weil ſchon 


in der vorſätzlichen Schädigung des Aufſichtsrechtes des Staates die 
betrügeriſche Abſicht verkörpert iſt. Allein dieſe Anſicht muß als eine 
rechtsirrthümliche bezeichnet werden. Denn keine Nachahmung oder 
Fälſchung einer öffentlichen Beurkundung läßt das ſtaatliche Aufſichtsrecht 
unberührt. Soll alſo zwiſchen den in den SS 199, lit. d und 320, 
lit. f. St. G. vorgeſehenen Delicten die Grenze gezogen werden, dann 
läßt ſich die Anforderung nicht zurückweiſen, daß die Abſicht des Thäters 
im Falle des § 199, lit. d St. G. über eine bloße Schädigung des 
ſtaatlichen Aufſichtsrechtes hinausgehen muß. In Beziehung auf den 
Staat wird alſo die vom Geſetze geforderte betrügeriſche Abſicht ins⸗ 
beſondere dort anzunehmen ſein, wo der Thäter darauf ausgegangen 
iſt, irgend eine Maßregel hintanzuhalten, zu welcher ſich die Behörde 
außer dem Falle der Täuſchung über die wahre Sachlage beſtimmt 
geſehen haben würde. Eine ſolche Abſicht des Thäters erſcheint jedoch 
im vorliegenden Falle nicht feſtgeſtellt, eine ſolche Tendenz iſt demſelben 
auch von der Anklage nicht zur Laſt gelegt worden. Insbeſondere kommt 
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XXVIII. Stück. Ausgeg. am 30. December. 

30. Geſetz vom 13. December 1883, wirkſam für die Landeshauptſtadt 
Klagenfurt, betreffend die Einführung einer Auflage auf den Verbrauch von Bier 
und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten. 

31. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Kärnten vom 27. De⸗ 
cember 1883, Z. 2359/ Pr., betreffend die im Jahre 1884 für den kärntneriſchen 
Landes⸗ und Grundentlaſtungsfond einzuhebenden Umlagen. 

XXIX. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

32. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 29. December 
1883, Z. 12.450, betreffend die Beſtimmung der zu den periodiſchen Waffen⸗ 
übungen im Jahre 1884 einzuberufenden Jahrgänge der Landwehr⸗Mannſchaft. 

Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
V. Stück. Ausgeg. am 26. September. 


13. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 8. Auguſt 
1883, 3. 6764, betreffend die Adreſſirung von Zuſchriften an die gleichnamigen 


auch bezüglich der auf 6 kr. bezifferten Puncirungsgebühr, auf deren Bezirksgerichte St. Leonhard in Steiermark und St. Leonhard in Kärnten. 


Entgang für den Staat die Beſchwerde hinweiſt, nicht hervor, daß ſich 
der Angeklagte im Zeitpunkte der ineriminirten Handlung feiner dies⸗ 


14. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 16. Jult 1883, Z. 8658, 
betreffend die Zuweiſung der Ortsgemeinde Haidoviz zu dem Sprengel des Bezirks⸗ 


fälligen Zahlungspflicht auch nur bewußt geweſen iſt und iſt nicht gerichtes Seiſenberg in Krain. 


zweifellos, ob deren Entgang als Beſchädigung des Aerars zu betrachten ift. 


Geſetze und Verordnungen. 
1883. II. Semeſter. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 19. September. 

20. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 14. Sep⸗ 
tember 1883, Z. 8444, betreffend die Verlängerung der dem Markus Podgo⸗ 
ritſchnig ertheilten Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren an der Drau⸗ 
überfuhr bei Goritſchach. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 22. September. 

21. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 17. Sep⸗ 
tember 1883, Z. 8862, womit der geänderte Normalplan für die Abhaltung der 
Controlsverſammlungen der Urlauber und Reſervemänner verlautbart wird. 

XX. Stück. Ausgeg. am 16. Ockober. * 

22. Kundmachung vom 4. October 1883, womit das Poſtrittgeld für das 
Winterſemeſter 1883,84 feſtgeſetzt wird. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 26. October. 

23. Kundmachung der k. k. Finanzdirection in Klagenfurt vom 15. Octo⸗ 
ber 1883, ad Z. 15.406, betreffend die Aenderung des Termines für die An⸗ 
zeigen wegen Benützung des Zugeſtändniſſes der ſteuerfreien Branntweinerzeugung. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 13. November. 

24. Geſetz vom 29. October 1883, wirkſam für das Herzogthum Kärnten, 
womit die Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften zu den Koſten 
der Feuerwehren feſtgeſetzt wird. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 14. November. 

25. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 9. November 
1883, Z. 10.645, betreffend die Verlängerung der dem Joſeph Götz und Jakob 
Cavallar ertheilten Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren an der 
Draubrücke bei Feiſtritz nächſt Paternion. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 1. December. 

26. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 27. November 
1883, Z. 11.346, betreffend die Beibehaltung der vierten Altersclaſſe im Kron⸗ 
lande Kärnten für die Stellung des Jahres 1884, die Feſtſetzung der Melde⸗ 
pflicht und die Fortdauer der Wirkſamkeit des Verehelichungsverbotes für die 
dieſer Altersclaſſe angehörigen Stellungspflichtigen des Jahrganges 1861. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 14. December. 

27, Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 10. December 

1883, Z. 11.788, betreffend die Verpflegsgebühr im allgemeinen Krankenhauſe 


zu Wolfsberg. 
XXVI. Stück. Ausgeg. am 19. December. 


28. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 14. December 
1883, Z. 11.943, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt bei Militär⸗Durchzügen 
im Jahre 1884. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 22. December. 

29. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 16. December 
1883, Z. 11.899, betreffend die Verlängerung der Bewilligung zur Einhebung 
von Mauthgebühren an den Drauüberfuhren des Jakob Trattnig in Trieblach 
und der Franziska Weber in Selkach. 


15. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 24. Auguſt 
1883, Z. 6461, betreffend die nähere Detaillirung in der Zuweiſung der Orts⸗ 
(zugleich Steuer⸗) Gemeinde Haidoviz zum Sprengel des k. k. Bezirksgerichtes 
und Steueramtes Seiſenberg. 

16. Geſetz vom 28. Auguſt 1883, wirkſam für das Herzogthum Krain, 
betreffend die Aufhebung der Pfarr⸗Armeninſtitute und die Uebergabe ihres 
Vermögens an die Gemeinden. 

17. Geſetz vom 28. Auguſt 1883, wirkſam für das Herzogthum Krain, 
betreffend die öffentliche Armenpflege der Gemeinden. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illyriſche 
Küſtenland. 
IX. Stück. Ausgeg. am 4. Auguſt. 
10. Geſetz vom 10. Juli 1883, giltig für die gefürſtete Grafſchaft Görz 
und Gradisca, betreffend die Aenderung des Artikels J, Punkt 31 des Landes⸗ 
geſetzes vom 24. November 1868 (G. und V. Bl. für das öſterreichiſch⸗illyriſche 


Küſtenland Nr. 17). 
X. Stück. Ausgeg. am 3. September. 


11. Geſetz vom 16. Auguſt 1883, wirkſam für die Stadt Görz, betreffend 
die Auferlegung von Zwangsumlagen zur Zahlung der Zinſen und Amortiſirungs⸗ 
raten des Gemeindeanlehens vom Jahre 1879 im Betrage von 500.000 fl. und 
die Ueberwachung der Gemeinde Görz. 

XI. Stück. Ausgeg. am 12. October. 

12. Kundmachung der k. k. Poſtdirection für das Küſtenland und Krain 
in Trieſt vom 28. September 1883, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes 
vom 1. October 1883 bis Ende März 1884. 

XII. Stück. Ausgeg. am 14. November. 

13. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 8. November 
1883, betreffend die Landesumlagen für den Grundentlaſtungs⸗ und Landesfond 
der Markgrafſchaft Iſtrien pro 1884. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 20. December. 

14. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 14. De⸗ 
cember 1883, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt für die auf dem Durch⸗ 
zuge befindliche Militärmannſchaft im Jahre 1884; 

XIV. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

15. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 23. December 
1883, betreffend die Landesumlagen für den Grundentlaſtungs⸗ und Landesfond 
der gefürſteten Grafſchaft Görz und Gradisca pro 1884. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Secretär der Akademie der bildenden Künſte 
in Wien Theodor Lott den Titel eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe Eduard Bayer anläßlich deſſen 
Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph Ordens verliehen. 
Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtallung des Michael Chigi zum 
k. und k. Conſularagenten in Santorino genehmigt. 


Erledigungen. 
Salinenarztesſtelle zu Kaczyka in der Bukowina mit 420 fl. Honorar, 
Salzdeputat und Pauſchale von 100 fl., bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 176.) 
Drei Bezirkscommiſſärsſtellen, eventuell auch drei Statthalterei⸗Concipiſten⸗ 

ſtellen in Böhmen, bis 12. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 180.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


